DEUTSCH-BRITISCHE GESELLSCHAFT
DRESDEN E.V.

SATZUNG

PRAAMBEL

In der Uberzeugung, dass die Verstandigung zwischen Deutschland und GroRbritannien und seinen Biirgern
nach dem Kriege gefordert und das Vertrauen zwischen ihnen wiederhergestellt werden missen, griindeten
engagierte Burger aus Nordrhein-Westfalen um Frau Lilo Milchsack in Diisseldorf 1949 die ,,Deutsch-Englische
Gesellschaft” (seit 2001 ,,Deutsch-Britische Gesellschaft”). Ein Jahr spéter riefen sie die ,Deutsch-Englischen
Gesprache in Konigswinter” ins Leben, die seither jahrlich als ,Konigswinter Konferenzen” Politiker,
Regierungsvertreter und Vertreter von Wirtschaft, Wissenschaft und dem kulturellen Leben beider Lander zu
vertieften Diskussionen aktueller politischer, wirtschaftlicher und kultureller Fragen zusammenbringen und das
gegenseitige Verstandnis starken. 1960 kamen zu diesem deutsch-britischen Dialog die ,,Jung Kénigswinter
Konferenzen” dazu. Gleichzeitig breitete sich die Gesellschaft aus und war in 19 Stadten mit ihren
Vortragsprogrammen prasent, seit 1990 auch mit einem Arbeitskreis in Dresden, wo ein Jahr spater die erste
Konigswinter Konferenz nach der deutschen Wiedervereinigung stattfand. Unter gedanderten
Rahmenbedingungen haben die Mitglieder des Dresdner Arbeitskreises im Jahre 2009 beschlossen, als
eigenstandiger Verein in der Tradition und in enger Zusammenarbeit mit der Deutsch-Britischen Gesellschaft
e.V. die Forderung des gesellschaftlichen, kulturellen, wirtschaftlichen und politischen Austausches mit
GroRbritannien und insbesondere mit der Partnerstadt Coventry fortzusetzen.

Diesem Ziel dient die nachstehende Satzung.
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NAME, RECHTSFORM, SiTz DES VEREINS
(1) Der Verein fihrt den Namen ,,Deutsch-Britische Gesellschaft Dresden”, abgekirzt ,DBG Dresden”.

(2) Er soll als rechtsfahiger Verein in das Vereinsregister beim Amtsgericht Dresden eingetragen werden und
tragt dann den Zusatz ,e.V.”

(3) Sitz des Vereins ist Dresden.
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§2
Zweck und Aufgaben des Vereins

Der Verein verfolgt Zwecke der Foérderung internationaler Gesinnung und des Volkerverstandigungs-
gedankens, der Forderung von Wissenschaft und Forschung, der Férderung von Kunst und Kultur, der
Forderung der Erziehung, Volks- und Berufsbildung, der allgemeinen Forderung des demokratischen
Staatswesens und der Forderung des biirgerschaftlichen Engagements. Zweck des Vereins ist es dabei
insbesondere, die Freundschaft zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Vereinigten Konigreich
von GroRbritannien und Nordirland und ihren bzw. seinen Birgerinnen und Biirgern auf allen Ebenen des
Staates und der Gesellschaft einschlieBlich der Zivilgesellschaft zu pflegen, zu vertiefen und zu entwickeln.

Im Mittelpunkt der Tatigkeit des Vereins stehen die Mitgestaltung der Stadtepartnerschaft zwischen
Dresden und Coventry, z. B. durch gegenseitige Besuche von Vertretern der Zivilgesellschaft, Jugend-
austausch und gemeinsame Veranstaltungen, sowie die Durchfiihrung von Vortragsabenden, Seminaren,
Workshops, Ausstellungen und anderen Veranstaltungen, die dem in Abs. 1 genannten Zweck dienen, im
Raum Dresden sowie ausnahmsweise an anderen Orten.

Der Verein kann weitere MaBnahmen ergreifen, die der Verwirklichung der in Abs. 1 genannten Ziele
dienlich sind.

Aufgaben des Vereins sind ferner die Einwerbung der zur Erflllung seiner in den Abs. 1 bis 3 genannten
Ziele erforderlichen Mittel, die Werbung fiir eine verstarkte o6ffentliche und private Férderung seiner Ziele
sowie die Bekanntmachung entsprechender Vorhaben und Ergebnisse in der Offentlichkeit.

Die Tatigkeit des Vereins vollzieht sich im Wesentlichen im Raum Dresden, ist jedoch nicht hierauf und nicht
auf Deutschland beschrankt.

§3
GEMEINNUTZIGKEIT, STEUERBEGUNSTIGUNG

Der Verein verfolgt ausschlieRlich und unmittelbar gemeinniitzige Zwecke im Sinne des Abschnitts
,Steuerbeglinstigte Zwecke” der Abgabenordnung. Der Verein ist selbstlos tatig; er verfolgt nicht in erster
Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

Die Mittel des Vereins dirfen nur fiir die satzungsmaligen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder
erhalten in dieser Eigenschaft keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Mitgliedsbeitrage, Geld- oder
Sachspenden werden weder bei Auflésung des Vereins noch bei Ausscheiden eines Mitglieds
zuriickgewahrt.

Keine Person darf durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhaltnismaRig
hohe Vergiitungen beginstigt werden.

§4
Einnahmen und Ausgaben des Vereins

Die Einnahmen des Vereins bestehen aus
1. Beitrdgen der Mitglieder,
2. Spenden,
3. Zuwendungen privater, 6ffentlicher oder kirchlicher Tragerschaften,
4. sonstigen Einnahmen.

Spenden und sonstige Zuwendungen an den Verein, welche, soweit gesetzlich zuldssig, einem vom
Zuwendungsgeber bestimmten Teilzweck gewidmet sind, sind ausschlieflich fur diesen Zweck zu
verwenden. Liegt keine derartige Zweckbindung vor, ist der Verein in der Entscheidung, welche derin § 2
Abs. 1 bis 3 genannten Teilzwecke er tatsachlich verfolgen will, frei. Insbesondere ist es ihm gestattet, eine
Auswabhl zu treffen und auf die Verfolgung einzelner Teilzwecke voriibergehend zu verzichten.

Uber die Einnahmen, Ausgaben und das Vermdgen des Vereins sind ordnungsgemaRe Aufzeichnungen zu
fihren.

Geschéftsjahr ist das Kalenderjahr.
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§5

MITGLIEDSCHAFT

Mitglieder des Vereins kdnnen natlrliche oder juristische Personen werden, die die Ziele des Vereins
unterstitzen. Juristische Personen haben eine natliirliche Person als bevollmachtigten Vertreter zu
benennen. Spatere Anderungen der Bevollmachtigung sind jederzeit durch rechtsverbindliche, schriftliche
Erklarung moglich.
Uber die Aufnahme eines Mitglieds entscheidet der Vorstand auf schriftlichen Antrag, welcher eine
Einverstandniserklarung zur Satzung sowie zur Beitragsordnung enthalt, nach pflichtgemalRem Ermessen.
Antragstellern und Antragstellerinnen, die nicht aufgenommen werden, ist dies nicht zu begriinden.
Die Mitgliedschaft endet

1. bei natlirlichen Personen durch Tod,
bei juristischen Personen durch deren Auflésung oder bei Er6ffnung des Konkursverfahrens,
durch Austritt,
durch Ausschluss,
durch Erléschen der Mitgliedschaft, wenn ein Mitglied zwei Jahre keine Beitrage gezahlt hat und
auf ein diesbezlgliches Anschreiben keine Antwort gegeben hat.
Der Austritt aus dem Verein ist vom Mitglied schriftlich gegenliber dem Vorstand zu erkldren. Er muss mit
einer Frist von drei Monaten und kann nur zum Ende eines Geschéftsjahres erklart werden.
Ein Ausschluss kann nur aus wichtigem Grund erfolgen. Wichtige Griinde sind insbesondere ein die
Vereinsziele in schwerwiegender Weise schadigendes Verhalten oder die Verletzung satzungsmaRiger
Pflichten. Einem Mitglied, das ausgeschlossen werden soll, ist Gelegenheit zur miindlichen oder
schriftlichen Stellungnahme zu geben. Nimmt das Mitglied die Gelegenheit trotz zweimaliger Aufforderung
und mit einer Frist von einem Monat nicht wahr, kann der Vorstand den Ausschluss beschliefen. Nimmt
das Mitglied schriftlich Stellung, erfolgt der Ausschluss durch die Mitgliederversammlung nach
Kenntnisnahme von dieser Stellungnahme.
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Rechte und Pflichten der Mitglieder, Mitgliedsbeitrage

Die Mitglieder des Vereins sind berechtigt, an der Mitgliederversammlung und an den Veranstaltungen, die
der Verein fur die Mitglieder durchfiihrt, teilzunehmen.

Die Mitglieder sind verpflichtet, die Interessen des Vereins zu férdern und ihm jede mogliche Unterstiitzung
bei der Erflllung seiner Aufgaben zu gewahren.

Die Mitglieder leisten jahrlich Mitgliedsbeitrage. Den Mindestbeitrag, dessen Falligkeit und Zahlungsweise
sowie Bearbeitungs-, Mahn- und Verzugsgebiihren regelt die Beitragsordnung, die der Vorstand per
Beschluss einstimmig erlassen und andern kann. Die Beitragsordnung ist nicht Bestandteil der Satzung.

Die Beitragshohe kann fir verschiedene Mitgliedergruppen unterschiedlich festgesetzt werden. Die
Unterschiede missen sachlich gerechtfertigt sein.

Der Vorstand kann im Einzelfall auf schriftlichen Antrag eine ErmaRigung des Mitgliedsbeitrags aus
wichtigem Grund bewilligen. Beschlossene Anderungen der Beitragshthe werden erst nach Ablauf des
jeweils nachstméglichen Austrittstermins wirksam. Uber den Beitrag hinaus sind freiwillige Zuwendungen
moglich und erwiinscht.

§7
SCHIRMHERR, SCHIRMHERRIN UND EHRENMITGLIEDER
Eine Personlichkeit, die geeignet erscheint, sich in herausragender Weise fiir die Ziele des Vereins

einzusetzen, kann mit ihrer Zustimmung auf Vorschlag des Vorstandes durch die Mitgliederversammlung
zum Schirmherren bzw. zur Schirmherrin ernannt werden. Sie muss nicht Mitglied des Vereins sein.
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Der Schirmherr bzw. die Schirmherrin ist von allen Pflichten der Mitglieder befreit, geniel3t aber alle Rechte
einer Mitgliedschaft.

Personlichkeiten, die sich um den Verein besonders verdient gemacht haben, kdnnen mit ihrer Zustimmung
auf Vorschlag des Vorstandes durch die Mitgliederversammlung zu Ehrenmitgliedern ernannt werden. Sie
missen nicht Mitglied des Vereins sein.

Ehrenmitglieder sind von allen Pflichten der Mitglieder befreit, geniefen aber alle Rechte einer
Mitgliedschaft.

§8
ORGANE DES VEREINS

Organe des Vereins sind
1. die Mitgliederversammlung,
2. der Vorstand.

Der Verein kann zur Erfiillung seiner Aufgaben beratende Gremien einrichten, zur Erledigung von
Verwaltungsaufgaben Hilfspersonen beschaftigen oder Aufgaben ganz oder teilweise auf Dritte ibertragen.

§9
MITGLIEDERVERSAMMLUNG

Der Mitgliederversammlung gehdéren alle Mitglieder des Vereins mit Stimmrecht an. Sie entscheidet
insbesondere ber
1. die Wahl des Vorstandes und die Abberufung von Vorstandsmitgliedern,
die Feststellung des Jahresabschlusses,
die Entlastung des Vorstandes,
Anderungen der Vereinssatzung,
die Auflésung des Vereins.
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Die Mitgliederversammlung ist einmal jahrlich unter Angabe der Tagesordnung und bereits vorliegender
Antrdge mit Einhaltung einer Frist von zwei Wochen schriftlich vom Vorstand einzuberufen und sollte im
ersten Halbjahr stattfinden. Die schriftliche Einberufung der Mitgliederversammlung gilt den Mitgliedern
als zugegangen, wenn die Einladung zwei Werktage vor dem Beginn der Einberufungsfrist unter der dem
Verein zuletzt mitgeteilten Anschrift des Mitglieds zur Post gegeben worden ist. Bei schriftlicher
Einverstandniserklarung des Mitglieds geniigt eine Ladung per E-Mail. Mitgliederversammlungen sind
ferner auf Verlangen des Vorstands, wenn das Interesse des Vereins es erfordert oder auf schriftlichen
Antrag mit Angabe des Zwecks und der Griinde von mindestens einem Drittel der Mitglieder einzuberufen.

Einspriiche gegen die Tagesordnung sowie eigene Antrage der Mitglieder miissen beim Vorstand spatestens
vier Tage vor der Mitgliederversammlung eingegangen sein. Spatere Antrdge (jedoch keine
Satzungsanderungen) — auch wahrend der Mitgliederversammlung gestellte Antrage — mussen auf die
Tagesordnung gesetzt werden, wenn in der Mitgliederversammlung die Mehrheit der erschienenen
stimmberechtigten Mitglieder der Behandlung der Antrage zustimmt (Dringlichkeitsantréage).

Die Versammlung wird vom Vorsitzenden eréffnet und geleitet, der einen Protokollfiihrer ernennt. Bei
Verhinderung des Vorsitzenden eréffnet und leitet der stellvertretende Vorsitzende die Versammlung. Die
Versammlung kann auf Antrag beschlieRen, dass die Versammlungsleitung vom Vorsitzenden bzw.
stellvertretenden Vorsitzenden auf ein drittes Mitglied tibertragen wird.

Die Mitgliederversammlung ist unabhangig von der Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfahig, wenn
ordnungsgemal geladen wurde. Mitglieder kdnnen sich durch ein mit schriftlicher Vollmacht versehenes
Mitglied vertreten lassen. Ein Mitglied kann dabei bis zu zwei fremde Stimmen vertreten.

Die Mitgliederversammlung beschlief8t in offener Abstimmung mit der einfachen Mehrheit der
abgegebenen giiltigen Stimmen der anwesenden und vertretenen Mitglieder. Bei Stimmengleichheit gilt
die Vorlage als abgelehnt. Stimmenthaltungen gelten als ungiiltige Stimmen. Beschliisse iiber die Anderung
der Satzung, die Auflésung des Vereins oder lber die vorzeitige Abberufung eines Vorstandsmitglieds sind
mit der Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen zu fassen.



(7) Beschlisse der Mitglieder konnen auf Beschluss des Vorstandes auch im schriftlichen Umlaufverfahren
herbeigefiihrt werden. Abs. 5 gilt sinngemaR.

(8) Uber die Ergebnisse der Mitgliederversammlungen bzw. die Beschliisse im schriftlichen Umlaufverfahren
sind vom Protokollfiihrer Niederschriften mit den folgenden Angaben zu fertigen:

Name des Vereins,

Ort und Tag der Versammlung,

Bezeichnung des Versammlungsleiters,

Feststellung der ordnungsgemafRen Einberufung und der Beschlussfahigkeit,

Anzahl der anwesenden und vertretenen stimmberechtigten Mitglieder,

Annahme der Tagesordnung und die Tagesordnungspunkte mit einer kurzen Beschreibung des

Gegenstandes unter besonderer Kennzeichnung neu aufgenommener Punkte,

die zur Abstimmung gestellten Antrage und die Art der Abstimmung,

gefasste Beschliisse im Wortlaut mit dem jeweiligen Abstimmungsergebnis,

9. bei Wahlen der Name, Vorname, das Geburtsdatum und der Wohnort der Gewahlten, die
Amterverteilung und die Mitteilung {iber die Annahme der Wahl,

10. bei Satzungsdanderungen der vollstandige Wortlaut der gednderten Bestimmungen.
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Das Protokoll ist vom Protokollflihrer sowie vom Vorsitzenden zu unterzeichnen und allen Mitgliedern in
Textform zuzuleiten.

§10
VORSTAND

(1) Der Vorstand fiihrt die Geschafte des Vereins. Er hat insbesondere folgende Aufgaben:
1. die Einberufung der Mitgliederversammlungen einschlieflich der Aufstellung der
Tagesordnung,
2. die Ausflihrung von Beschliissen der Mitgliederversammlung,
3. die Verwaltung des Vereinsvermoégens und die Anfertigung des Jahresberichts,
4. die Aufnahme neuer Mitglieder sowie den Erlass und die Anderung der Beitragsordnung.

(2) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei und hochstens finf Mitgliedern, namlich der (beziehungsweise
dem) Vorsitzenden, der (beziehungsweise dem) stellvertretenden Vorsitzenden und bis zu drei
Beisitzerinnen beziehungsweise Beisitzern.

(3) Der Vorsitzende und sein Stellvertreter sind bei allen materiellen Geschaftsablaufen (z. B. Eréffnung von
Bankkonten, Aufnahme von Krediten, Ausstellung von Zuwendungsbescheinigungen, Ausgaben und
Anschaffungen ab einem Wert von 50 €) nur gemeinsam vertretungsberechtigt im Sinne von § 26 BGB. Bei
ideellen Vereinsvorgdngen sowie Ausgaben und Anschaffungen im Wert von unter 50 € genligt nach
Abstimmung mit den Gbrigen Vorstandsmitgliedern die Zeichnung durch den Vorsitzenden bzw. bei dessen
Verhinderung oder Abwesenheit durch den stellvertretenden Vorsitzenden.

(4) Die Mitglieder des Vorstandes werden durch die Mitgliederversammlung auf die Dauer von hochstens zwei
Jahren und, sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschlieRt, gemeinsam gewahlt. Sie bleiben
bis zur Wahl des nachsten Vorstandes im Amt. Vorstandsmitglieder kénnen nur Vereinsmitglieder werden.
Bei Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet auch das Amt als Vorstand. Eine Wiederwahl ist
moglich.

(5) Die gewahlten Mitglieder des Vorstandes wahlen nach ihrer Wahl unverziglich aus ihrer Mitte einen
Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden.

(6) Scheidet ein Vorstandsmitglied nach § 26 BGB vor Ablauf seiner Wahlzeit aus, riickt ein Beisitzer als
Mitglied des Vorstands gemaR § 26 BGB fir die restliche Amtszeit nach. Die Reihenfolge, in der die Beisitzer
nachriicken sollen, wird bei deren Wahl festgelegt. Sollte dies nicht moglich sein, ist eine aullerordentliche
Mitgliederversammlung fiir die Nachwahl einzuberufen.

(7) Der Vorstand beschlieft Gber die MaBnahmen, die der Verein zur Erflillung seines Zwecks zu ergreifen hat
sowie jeweils zu Jahresbeginn Uber einen Haushaltsplan. Er kann sich eine Geschéaftsordnung geben.

(8) Der Vorstand ist beschlussfahig, wenn mindestens zwei seiner Mitglieder anwesend sind. Wenn kein
Mitglied widerspricht, kénnen Beschliisse im schriftlichen Umlaufverfahren, per E-Mail oder in
telefonischer Abstimmung gefasst werden. Der Vorstand entscheidet mit einfacher Mehrheit.



(9)

Bei Stimmengleichheit wird die Stimme des Vorsitzenden doppelt gewichtet. Sind nur zwei
Vorstandsmitglieder anwesend, gilt ein Beschluss bei einstimmiger Zustimmung als angenommen.

Der Vorstand wird ermachtigt, solche Satzungsanderungen selbstandig vorzunehmen, die das
Registergericht oder die Finanzbehorden aus vereins- oder steuerrechtlichen Griinden fordern. Uber
entsprechende Anderungen sind die Mitglieder spatestens auf der folgenden Mitgliederversammilung zu
informieren.

(10) Die Mitglieder des Vorstands sind ehrenamtlich fir den Verein tatig. Anfallende Barauslagen kénnen

erstattet werden.

(11) Die Haftung des Vorstands beschrankt sich auf Vorsatz und grobe Fahrlassigkeit.
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(4)
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§11
BERATENDE GREMIEN
Der Verein kann durch Beschluss des Vorstands beratende Gremien, z.B. ein Kuratorium, einrichten.
In dem Beschluss sind die Aufgaben, Zusammensetzung und Arbeitsweise des Gremiums zu regeln.
Die Berufung von Personlichkeiten in diese Gremien erfolgt durch den Vorstand. Die Mitgliedschaft ist
zeitlich zu begrenzen. Mitglieder dieser Gremien miissen nicht Mitglieder des Vereins sein. Sie sind

regelmaRig liber die Arbeit des Vereins zu unterrichten.

Aufgabe der Gremien ist die Beratung und Unterstitzung des Vereins und seiner Organe.
Entscheidungsbefugnisse fir den Verein diirfen diesen Gremien nicht Gbertragen werden.

§12
Auflosung des Vereins

Sollen die Verfolgung der Vereinsziele und das dem Vereinszweck dienende Vereinsleben nach dem Willen
der Mitglieder eingestellt werden, wird der Verein aufgelost.

Im Falle der Auflésung des Vereins sind der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende gemeinsam
vertretungsberechtigte Liquidatoren, falls die Mitgliederversammlung keine andere Person beruft.

Bei Auflésung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegiinstigender Zwecke fallt das verbleibende
Restvermogen an die Stadt Dresden, die es im Sinne der Vereinszwecke fiir die Forderung der
Stadtepartnerschaft mit Coventry zu verwenden hat.

Beschlossen zu Dresden, auf der 2. Ordentlichen Mitgliederversammlung der Deutsch-Britischen
Gesellschaft Dresden e. V. am 15. Juni 2011,

abgedndert betreffend § 9 Absatz (4) sowie § 10 Absatz (2)
mit Beschluss der 11. ordentlichen Mitgliederversammlung vom 23. Oktober 2019.
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	(2) Über die Aufnahme eines Mitglieds entscheidet der Vorstand auf schriftlichen Antrag, welcher eine Einverständniserklärung zur Satzung sowie zur Beitragsordnung enthält, nach pflichtgemäßem Ermessen. Antragstellern und Antragstellerinnen, die nicht aufgenommen werden, ist dies nicht zu begründen.
	(3) Die Mitgliedschaft endet
	1. bei natürlichen Personen durch Tod,
	2. bei juristischen Personen durch deren Auflösung oder bei Eröffnung des Konkursverfahrens,
	3. durch Austritt,
	4. durch Ausschluss,
	5. durch Erlöschen der Mitgliedschaft, wenn ein Mitglied zwei Jahre keine Beiträge gezahlt hat und auf ein diesbezügliches Anschreiben keine Antwort gegeben hat.
	(4) Der Austritt aus dem Verein ist vom Mitglied schriftlich gegenüber dem Vorstand zu erklären. Er muss mit einer Frist von drei Monaten und kann nur zum Ende eines Geschäftsjahres erklärt werden.
	(5) Ein Ausschluss kann nur aus wichtigem Grund erfolgen. Wichtige Gründe sind insbesondere ein die Vereinsziele in schwerwiegender Weise schädigendes Verhalten oder die Verletzung satzungsmäßiger Pflichten. Einem Mitglied, das ausgeschlossen werden soll, ist Gelegenheit zur mündlichen oder schriftlichen Stellungnahme zu geben. Nimmt das Mitglied die Gelegenheit trotz zweimaliger Aufforderung und mit einer Frist von einem Monat nicht wahr, kann der Vorstand den Ausschluss beschließen. Nimmt das Mitglied schriftlich Stellung, erfolgt der Ausschluss durch die Mitgliederversammlung nach Kenntnisnahme von dieser Stellungnahme.
	§ 6
	Rechte und Pflichten der Mitglieder, Mitgliedsbeiträge
	(1) Die Mitglieder des Vereins sind berechtigt, an der Mitgliederversammlung und an den Veranstaltungen, die der Verein für die Mitglieder durchführt, teilzunehmen.
	(2) Die Mitglieder sind verpflichtet, die Interessen des Vereins zu fördern und ihm jede mögliche Unterstützung bei der Erfüllung seiner Aufgaben zu gewähren.
	(3) Die Mitglieder leisten jährlich Mitgliedsbeiträge. Den Mindestbeitrag, dessen Fälligkeit und Zahlungsweise sowie Bearbeitungs-, Mahn- und Verzugsgebühren regelt die Beitragsordnung, die der Vorstand per Beschluss einstimmig erlassen und ändern kann. Die Beitragsordnung ist nicht Bestandteil der Satzung.
	(4) Die Beitragshöhe kann für verschiedene Mitgliedergruppen unterschiedlich festgesetzt werden. Die Unterschiede müssen sachlich gerechtfertigt sein.
	(5) Der Vorstand kann im Einzelfall auf schriftlichen Antrag eine Ermäßigung des Mitgliedsbeitrags aus wichtigem Grund bewilligen. Beschlossene Änderungen der Beitragshöhe werden erst nach Ablauf des jeweils nächstmöglichen Austrittstermins wirksam. Über den Beitrag hinaus sind freiwillige Zuwendungen möglich und erwünscht.
	§ 7
	Schirmherr, Schirmherrin und Ehrenmitglieder

	(1) Eine Persönlichkeit, die geeignet erscheint, sich in herausragender Weise für die Ziele des Vereins einzusetzen, kann mit ihrer Zustimmung auf Vorschlag des Vorstandes durch die Mitgliederversammlung zum Schirmherren bzw. zur Schirmherrin ernannt werden. Sie muss nicht Mitglied des Vereins sein.
	(2) Der Schirmherr bzw. die Schirmherrin ist von allen Pflichten der Mitglieder befreit, genießt aber alle Rechte einer Mitgliedschaft.
	(3) Persönlichkeiten, die sich um den Verein besonders verdient gemacht haben, können mit ihrer Zustimmung auf Vorschlag des Vorstandes durch die Mitgliederversammlung zu Ehrenmitgliedern ernannt werden. Sie müssen nicht Mitglied des Vereins sein.
	(4) Ehrenmitglieder sind von allen Pflichten der Mitglieder befreit, genießen aber alle Rechte einer Mitgliedschaft.
	§ 8
	Organe des Vereins

	(1) Organe des Vereins sind
	1. die Mitgliederversammlung,
	2. der Vorstand.
	(2) Der Verein kann zur Erfüllung seiner Aufgaben beratende Gremien einrichten, zur Erledigung von Verwaltungsaufgaben Hilfspersonen beschäftigen oder Aufgaben ganz oder teilweise auf Dritte übertragen.
	§ 9
	Mitgliederversammlung
	(1) Der Mitgliederversammlung gehören alle Mitglieder des Vereins mit Stimmrecht an. Sie entscheidet insbesondere über
	1. die Wahl des Vorstandes und die Abberufung von Vorstandsmitgliedern,
	2. die Feststellung des Jahresabschlusses,
	3. die Entlastung des Vorstandes,
	4. Änderungen der Vereinssatzung,
	5. die Auflösung des Vereins.
	(2) Die Mitgliederversammlung ist einmal jährlich unter Angabe der Tagesordnung und bereits vorliegender Anträge mit Einhaltung einer Frist von zwei Wochen schriftlich vom Vorstand einzuberufen und sollte im ersten Halbjahr stattfinden. Die schriftliche Einberufung der Mitgliederversammlung gilt den Mitgliedern als zugegangen, wenn die Einladung zwei Werktage vor dem Beginn der Einberufungsfrist unter der dem Verein zuletzt mitgeteilten Anschrift des Mitglieds zur Post gegeben worden ist. Bei schriftlicher Einverständniserklärung des Mitglieds genügt eine Ladung per E-Mail. Mitgliederversammlungen sind ferner auf Verlangen des Vorstands, wenn das Interesse des Vereins es erfordert oder auf schriftlichen Antrag mit Angabe des Zwecks und der Gründe von mindestens einem Drittel der Mitglieder einzuberufen.
	(3) Einsprüche gegen die Tagesordnung sowie eigene Anträge der Mitglieder müssen beim Vorstand spätestens vier Tage vor der Mitgliederversammlung eingegangen sein. Spätere Anträge (jedoch keine Satzungsänderungen) – auch während der Mitgliederversammlung gestellte Anträge – müssen auf die Tagesordnung gesetzt werden, wenn in der Mitgliederversammlung die Mehrheit der erschienenen stimmberechtigten Mitglieder der Behandlung der Anträge zustimmt (Dringlichkeitsanträge).
	(4) Die Versammlung wird vom Vorsitzenden eröffnet und geleitet, der einen Protokollführer ernennt. Bei Verhinderung des Vorsitzenden eröffnet und leitet der stellvertretende Vorsitzende die Versammlung. Die Versammlung kann auf Antrag beschließen, dass die Versammlungsleitung vom Vorsitzenden bzw. stellvertretenden Vorsitzenden auf ein drittes Mitglied übertragen wird.
	(5) Die Mitgliederversammlung ist unabhängig von der Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß geladen wurde. Mitglieder können sich durch ein mit schriftlicher Vollmacht versehenes Mitglied vertreten lassen. Ein Mitglied kann dabei bis zu zwei fremde Stimmen vertreten.
	(6) Die Mitgliederversammlung beschließt in offener Abstimmung mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen der anwesenden und vertretenen Mitglieder. Bei Stimmengleichheit gilt die Vorlage als abgelehnt. Stimmenthaltungen gelten als ungültige Stimmen. Beschlüsse über die Änderung der Satzung, die Auflösung des Vereins oder über die vorzeitige Abberufung eines Vorstandsmitglieds sind mit der Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen zu fassen.
	(7) Beschlüsse der Mitglieder können auf Beschluss des Vorstandes auch im schriftlichen Umlaufverfahren herbeigeführt werden. Abs. 5 gilt sinngemäß.
	(8) Über die Ergebnisse der Mitgliederversammlungen bzw. die Beschlüsse im schriftlichen Umlaufverfahren sind vom Protokollführer Niederschriften mit den folgenden Angaben zu fertigen:
	1. Name des Vereins,
	2. Ort und Tag der Versammlung,
	3. Bezeichnung des Versammlungsleiters,
	4. Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung und der Beschlussfähigkeit,
	5. Anzahl der anwesenden und vertretenen stimmberechtigten Mitglieder,
	6. Annahme der Tagesordnung und die Tagesordnungspunkte mit einer kurzen Beschreibung des Gegenstandes unter besonderer Kennzeichnung neu aufgenommener Punkte,
	7. die zur Abstimmung gestellten Anträge und die Art der Abstimmung,
	8. gefasste Beschlüsse im Wortlaut mit dem jeweiligen Abstimmungsergebnis,
	9. bei Wahlen der Name, Vorname, das Geburtsdatum und der Wohnort der Gewählten, die Ämterverteilung und die Mitteilung über die Annahme der Wahl,
	10. bei Satzungsänderungen der vollständige Wortlaut der geänderten Bestimmungen.
	Das Protokoll ist vom Protokollführer sowie vom Vorsitzenden zu unterzeichnen und allen Mitgliedern in Textform zuzuleiten.
	§ 10
	Vorstand

	(1) Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins. Er hat insbesondere folgende Aufgaben:
	1. die Einberufung der Mitgliederversammlungen einschließlich der Aufstellung der Tagesordnung,
	2. die Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung,
	3. die Verwaltung des Vereinsvermögens und die Anfertigung des Jahresberichts,
	4. die Aufnahme neuer Mitglieder sowie den Erlass und die Änderung der Beitragsordnung.
	(2) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei und höchstens fünf Mitgliedern, nämlich der (beziehungsweise dem) Vorsitzenden, der (beziehungsweise dem) stellvertretenden Vorsitzenden und bis zu drei Beisitzerinnen beziehungsweise Beisitzern.
	(3) Der Vorsitzende und sein Stellvertreter sind bei allen materiellen Geschäftsabläufen (z. B. Eröffnung von Bankkonten, Aufnahme von Krediten, Ausstellung von Zuwendungsbescheinigungen, Ausgaben und Anschaffungen ab einem Wert von 50 €) nur gemeinsam vertretungsberechtigt im Sinne von § 26 BGB. Bei ideellen Vereinsvorgängen sowie Ausgaben und Anschaffungen im Wert von unter 50 € genügt nach Abstimmung mit den übrigen Vorstandsmitgliedern die Zeichnung durch den Vorsitzenden bzw. bei dessen Verhinderung oder Abwesenheit durch den stellvertretenden Vorsitzenden.
	(4) Die Mitglieder des Vorstandes werden durch die Mitgliederversammlung auf die Dauer von höchstens zwei Jahren und, sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, gemeinsam gewählt. Sie bleiben bis zur Wahl des nächsten Vorstandes im Amt. Vorstandsmitglieder können nur Vereinsmitglieder werden. Bei Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet auch das Amt als Vorstand. Eine Wiederwahl ist möglich.
	(5) Die gewählten Mitglieder des Vorstandes wählen nach ihrer Wahl unverzüglich aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden.
	(6) Scheidet ein Vorstandsmitglied nach § 26 BGB vor Ablauf seiner Wahlzeit aus, rückt ein Beisitzer als Mitglied des Vorstands gemäß § 26 BGB für die restliche Amtszeit nach. Die Reihenfolge, in der die Beisitzer nachrücken sollen, wird bei deren Wahl festgelegt. Sollte dies nicht möglich sein, ist eine außerordentliche Mitgliederversammlung für die Nachwahl einzuberufen.
	(7) Der Vorstand beschließt über die Maßnahmen, die der Verein zur Erfüllung seines Zwecks zu ergreifen hat sowie jeweils zu Jahresbeginn über einen Haushaltsplan. Er kann sich eine Geschäftsordnung geben.
	(8) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei seiner Mitglieder anwesend sind. Wenn kein Mitglied widerspricht, können Beschlüsse im schriftlichen Umlaufverfahren, per E-Mail oder in telefonischer Abstimmung gefasst werden. Der Vorstand entscheidet mit einfacher Mehrheit.
	Bei Stimmengleichheit wird die Stimme des Vorsitzenden doppelt gewichtet. Sind nur zwei Vorstandsmitglieder anwesend, gilt ein Beschluss bei einstimmiger Zustimmung als angenommen.
	(9) Der Vorstand wird ermächtigt, solche Satzungsänderungen selbständig vorzunehmen, die das Registergericht oder die Finanzbehörden aus vereins- oder steuerrechtlichen Gründen fordern. Über entsprechende Änderungen sind die Mitglieder spätestens auf der folgenden Mitgliederversammlung zu informieren.
	(10) Die Mitglieder des Vorstands sind ehrenamtlich für den Verein tätig. Anfallende Barauslagen können erstattet werden.
	(11) Die Haftung des Vorstands beschränkt sich auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit.
	§ 11
	Beratende Gremien
	(1) Der Verein kann durch Beschluss des Vorstands beratende Gremien, z.B. ein Kuratorium, einrichten.
	(2) In dem Beschluss sind die Aufgaben, Zusammensetzung und Arbeitsweise des Gremiums zu regeln.
	(3) Die Berufung von Persönlichkeiten in diese Gremien erfolgt durch den Vorstand. Die Mitgliedschaft ist zeitlich zu begrenzen. Mitglieder dieser Gremien müssen nicht Mitglieder des Vereins sein. Sie sind regelmäßig über die Arbeit des Vereins zu unterrichten.
	(4) Aufgabe der Gremien ist die Beratung und Unterstützung des Vereins und seiner Organe. Entscheidungsbefugnisse für den Verein dürfen diesen Gremien nicht übertragen werden.
	§ 12
	Auflösung des Vereins

	(1) Sollen die Verfolgung der Vereinsziele und das dem Vereinszweck dienende Vereinsleben nach dem Willen der Mitglieder eingestellt werden, wird der Verein aufgelöst.
	(2) Im Falle der Auflösung des Vereins sind der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren, falls die Mitgliederversammlung keine andere Person beruft.
	(3) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigender Zwecke fällt das verbleibende Restvermögen an die Stadt Dresden, die es im Sinne der Vereinszwecke für die Förderung der Städtepartnerschaft mit Coventry zu verwenden hat.
	Beschlossen zu Dresden, auf der 2. Ordentlichen Mitgliederversammlung der Deutsch-Britischen Gesellschaft Dresden e. V. am 15. Juni 2011,
	abgeändert betreffend § 9 Absatz (4) sowie § 10 Absatz (2)
	mit Beschluss der 11. ordentlichen Mitgliederversammlung vom 23. Oktober 2019.




